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13  Einkommens- und 
Vermögenspolitik

Einkommensverteilung

 Zentrale Begriffe 

	 Einkommen = Vermögenszuwachs, den eine natürliche Person oder ein 
Haushalt im volkswirtschaftlichen Sinne innerhalb eines bestimmten Zeit­
raums erreicht

	 Faktoreinkommen = Einkommen, das durch den Einsatz volkswirtschaft­
licher Produktionsfaktoren (Arbeit, Boden, Kapital) entsteht

Funktional Personell Primär Sekundär

zeigt die Ent­
stehung des 
gesamtwirtschaftli­
chen Einkommens 
aufgrund der einge­
setzten Produk­
tionsfaktoren 

zeigt, wie das 
Volkseinkommen 
auf seine Bezieher-/
innen verteilt wird. 
Veranschaulicht 
werden kann diese 
Verteilung mithilfe 
der Lorenzkurve.

zeigt das Volks­
einkommen, das 
durch den Produk­
tionsprozess 
entsteht 

zeigt das Volks­
einkommen, das 
durch Einkom­
mensumverteilung 
durch den Staat 
und die Sozialver­
sicherungen 
entsteht

Lohn, Gehalt, Zins, 
Rente, …

Arbeits- Besitz-, 
Sozialeinkommen, 
…

Lohn, Gehalt, 
Einkommen aus 
Unternehmertätig­
keit und Vermögen 
(Gewinneinkom­
men)

Arbeitslosengeld, 
Bürgergeld, Kinder­
geld, …

Möglichkeiten der Einkommensverteilung

Arbeit

kalk. Unternehmerlohn
(unternehmerische Arbeitsleistung)

Zins 
(Pacht, Miete)

Gewinn
(„Zins“, „Rente“)

Entlohnung des „dispositiven Faktors“

Lohn/Gehalt
(Arbeitnehmer)

Boden Kapital
Volkseinkommen

Volkseinkommen
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Verdienstunterschiede
zwischen Ost und West

Quelle: bpb, Stat. Bundesamt, WZB, BiB

*Beschäftigte in Voll- und Teilzeit (ohne Sonder-
  zahlungen) inkl. Beamte und ohne Minijobber

Durchschnittlich 24,41 Euro brutto pro Stunde
verdienten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer*
2023 in Deutschland.
Durchschnittliche Bruttostundenverdienste 2023 
in den Bundesländern, in Euro

West
(mit Berlin)

Ost

unter 22 Euro

27,29 €7,29,29 ,, €€€27,222727,29 €

26,87

25,79

25,725,25,72725,72

25,46

25,102525,1025,10

23,3923,3923,39

23,1123, 11123,11

22,9322,9322,93

20,4620,4620,46

21,0621,0621,06
20,5020,5020,50

20,7420,7420,74
20,9920,9920,99

22,51522,5122,51

24,44

22 bis unter 24
24 Euro und mehr

017217
Globus

24,98
€

20,81
€

Wie das Einkommen verteilt ist
Haushalte in Deutschland 2023 mit einem
monatlichen Nettoeinkommen* in Höhe von ... Einkommensgruppen

unter 1000 €

1000 bis
unter 1500 €

1500 bis
unter 2000 €

2500 bis
unter 3000 €

4000 bis
unter 5000 €

7000 € und mehr

*Summe aller Einkünfte inkl. Sozialleistungen, Kapitalerträge u. a., abzgl. Steuern und Sozialabgaben

Quelle: GfK GeoMarketing (Bevölkerungsstrukturdaten)

Anteile
in Prozent

5000 bis
unter 7000 €

3000 bis
unter 4000 €

2000 bis
unter 2500 €

6,06,0 7,8 %
11,1

12,9

12,4

11,5

15,2

11,7

11,4

016765
Globus
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Lohn- und Einkommenspolitik

 Zentrale Begriffe 

	 Einkommenspolitik = alle wirtschaftlichen Maßnahmen des Staates, die 
getroffen werden, um das Einkommen der Bürgerinnen und Bürger zu beein­
flussen.

	 Lohnpolitik = alle wirtschaftlichen Maßnahmen, die die Tarifparteien im 
Rahmen der Tarifautonomie ergreifen, um auf die Arbeitsbedingungen 
(Lohn, Urlaubsanspruch, Arbeitszeitenregelungen, …) einzuwirken.

	 Streik = Arbeitsniederlegung

	 Aussperrung = Antwort der Arbeitgeber/-innen auf Streik, Betrieb wird 
geschlossen

	 Friedenspflicht = Solange ein gültiger Tarifvertrag besteht, herrscht 
Friedenspflicht, sprich es darf nicht gestreikt werden.

	 Schlichtung: Ein/-e von beiden Tarifparteien akzeptierte/-r unabhängige/-r 
Schlichter/-in versucht, einen Kompromiss im Tarifstreit zu finden.

Mindestlohn

Quelle: Bundesregierung, Mindestlohnkommission Stand November 2023

Gesetzlicher Mindeststundenlohn in Deutschland in Euro

8,50 €
8,84

9,19 9,35

12,8212,41
12,00

10,45
9,82
9,60

Juli

9,50

Juli

Oktober

016505 Globus

2015

6

4

8

10

12 €

16 17 18 19 20 21 22 24 202523
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Tarifverhandlungen
zwischen Gewerkscha�en 

und Arbeitgebern

Tarifverhandlungen
werden als gescheitert

erklärt

Schlichtungsverfahren
kann erö�net werden

Die Schlichtung
wird als gescheitert

erklärt

Urabstimmung der
Gewerkscha�smitglieder

über Streik

Aussperrung (mögliche
Gegenmaßname der

Arbeitgeber)

neue 
Verhandlungen

Urabstimmung über
Ergebnis; Ende des

Streiks

neuer
Tarifvertrag

können von Warnstreiks
begleitet werden

Wenn eine Seite es wünscht,
ist im ö�entlichen Dienst
ein Schlichtungsverfahren
zwingend erforderlich.

Damit endet die sogenannte
Friedenspflicht.

Wird im ö�entlichen Dienst
bislang nicht praktiziert.

erfolgreich
erfolgreich

Streik

Wege zu einem neuen Tarifvertrag

Ziele der Gewerkschaften (Arbeitnehmer/-innen-Vertreter)
	 Wahrung und Verbesserung der wirtschaftlichen und sozialen Lage 

der Arbeitnehmer/-innen
	 höhere Löhne und Gehälter
	 Erreichen einer möglichst hohe Lohnquote
	 gerechte Einkommens- und Vermögensverteilung
	 Sicherung der Arbeitsplätze

Ziele der Arbeitgeber/-innen-Verbände
	 Orientierung der Lohnquote an der Produktivität
	 hohe Gewinnquote
	 Berücksichtigung der Interessen der Shareholder
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Vermögenspolitik

 Zentrale Begriffe 

	 Vermögen = Summe aus Geldvermögen (Bar- und Buchgeld), Wertpapieren 
und der Differenz aus Forderungen und Verbindlichkeiten

Deutscher Atlas
der Schulden
So viel Prozent der
Erwachsenen sind
privat verschuldet

016503 Globus

5,9

7,78,1

8,2 8,4

8,2

8,4

8,6

9,5

9,7 %

10,0

10,8

12,0
8,2

7,7

6,7 Bayern

Thüringen

Hessen

Rheinland-Pfalz

Saarland

Brandenburg

Sachsen-Anhalt

Sachsen

Hamburg

Schleswig-Holstein

Mecklenburg-
Vorpommern

Berlin

Nieder-
sachsen

Bremen

Nordrhein-
Westfalen

Baden-
Württemberg

Quelle: Creditreform Stichtag 1. Oktober 2023

unter 8%
8 bis unter 10
10 bis unter 12
über 12

Quelle: Deutsche Bundesbank*Lebensversicherungen, Pensionsfonds u. ä.

28
199

Sonstiges
Schuldverschreibungen

Investmentfonds

Termin- und 
Spareinlagen

Aktien

Bargeld, Girokonten

Versicherungen*

Das Geldvermögen
der privaten Haushalte in Deutschland 
jeweils am Jahresende 
in Milliarden Euro

2000
3397
Mrd. €

2023
7716

2022
7241

2015
5395

2010
44242005

4062

2021
7624

So war das Geldvermögen 
Ende 2023 angelegt:

016860
Globus

963

966

1082

2132

2346
Mrd. €
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Ursachen für ungleiche Vermögensverteilung

Vermögensbasis Marktmacht Leistungsfähigkeit

Währungsreform 1948: Spar­
guthaben wurden abgewertet, 
Sachvermögen behielt seinen 
Wert, Inhaber/-innen von 
Sachvermögen konnten 
den Vermögensvorsprung 
ausbauen, der an die nächste 
Generation vererbt wurde.

Marktformen wie Mono­
pole, insbesondere aber 
Oligopole, die den Markt 
in der Bundesrepublik 
Deutschland wesentlich 
beherrschen, führen dazu, 
dass wenige oder einzelne 
hohe Einkommen erzielen.

unterschiedliche 
Leistungsfähgkeit 
durch körperliche und 
seelische Konstitution, 
Intellekt

Ziele der Vermögenspolitik
	 Erhaltung des sozialen Friedens
	 Schaffen passender Rahmenbedingungen

  gleiche Startchancen, besonders in der Bildung, schaffen
  Leistungsprinzip fördern
  soziale Korrekturen vornehmen, wo notwendig

	 Zielsetzung
  Bürger/-innen sollen Einkommen aus Vermögen erzielen können.
  Vermögen soll von staatlichen Transferleistungen unabhängig machen.
  Vermögen aufgrund von Beteiligungen (z. B. Aktien) soll Arbeitnehmer/-

innen Mitbestimmung und Mitverantwortung übertragen
	 Maßnahmen

  Setzen von Sparanreizen (z. B. vermögenswirksame Leistungen)
  staatliche Zuschüsse (z. B. Baukindergeld)
  Fahrtkostenpauschalen, Kindergeld, Sonderabschreibungen als Maßnah­

men zur Entlastung 

 Checkliste: Einkommens- und Vermögenspolitik 

	� Kläre wesentliche Fachbegriffe, wie Einkommen,  
Lohnquote, Gewinnquote.

	� Vergegenwärtige dir die unterschiedlichen Arten der 
Einkommensverteilung.

	� Kläre die Begriffe Lorenzkurve und Gini-Koeffizient (vgl. Seite 84) und 
mache dich mit der grafischen Darstellung vertraut. 

	� Begründe, warum der Staat an einer gerechten Einkommens- und 
Vermögensverteilung interessiert ist, und beurteile die Möglichkeiten 
des Staates, dieses Ziel zu erreichen.

	 Setze dich mit dem Ablauf des Tarifstreits auseinander.
	� Zeige Gefahren auf, die sich ergeben, wenn Gewerkschaften zu hohe 

Löhne oder Arbeitgeber/-innen zu geringe Löhne durchsetzen.

Lernzettel


